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A STELLUNGNAHMEN DER BEHÖRDEN UND TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE 

 

Nr. Stellungnahmen von Beschlussvorschlag 

A.1 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 410 Baurecht und Denkmalschutz 
(gemeinsames Schreiben vom 21.09.2021) 

Anregungen und Hinweise aus der ei-
genen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan 
mit Begründung und ggf. Rechtsgrund-
lage: 

 

A.1.1 Die Änderung der Ziffer 1.7 der planungs-
rechtlichen Festsetzungen für den Deck-
blattbereich geht aus § 2 der Satzung (In-
halt der Änderung) nicht hervor. Wir regen 
an, dies zu ergänzen. 

Dies wird berücksichtigt. Die Satzung wird entspre-
chend ergänzt. 

A.1.2 Auch aus der Ziffer 7 Satz 3 der Begrün-
dung geht nicht hervor, dass die Ziffer 1.7 
nur für den Deckblattbereich neu gefasst 
wird. 

Dies wird berücksichtigt. Die Begründung wird ent-
sprechend ergänzt. 

A.1.3 Zur Änderung der örtlichen Bauvorschrif-
ten im textlichen Teil unter Ziffer 2.4 (Ein-
friedungen) für den gesamten Geltungsbe-
reich des Bebauungsplans ist festzustel-
len, dass in Ziffer 8.2 der Begründung eine 
Betrachtung der Bestandssituation, wel-
che hinsichtlich der Anpassung der Dach-
farben unter der Ziffer 8.1 berücksichtigt 
wurde, fehlt. Wir weisen darauf hin, dass 
die Gemeinde die Bestandssituation und 
damit die privaten Eigentümerinteressen 
in der nach § 1 Abs. 7 BauGB gebotenen 
Abwägung der öffentlichen und der priva-
ten Belange zu ermitteln, zu bewerten und 
abzuwägen hat. 

Dies wird berücksichtigt.  

Die Bestandssituation wurde vor Ort untersucht. Der 
überwiegende Teil der Grundstücksbesitzer hat sich 
bisher an die geltenden Regelungen in Bezug auf 
die Einfriedungen gehalten. Einige Überhöhungen 
betreffen feste Einfriedungen, einige lediglich 
pflanzliche bzw. lebendige Einfriedungen, welche 
soweit vor Ort ersichtlich problemlos zurückge-
schnitten werden können. Insgesamt kann nach der 
vor-Ort-Begehung aber davon ausgegangen wer-
den, dass die Stadt Neuenburg am Rhein ihr Ziel ei-
nen Standard bezüglich der Einfriedigungen zu ent-
wickeln, erreichen kann. 

Daher wird an den bisher festgesetzten maximalen 
Höhen der Einfriedungen (Stand 2. Offenlage) fest-
gehalten. Die Festsetzungen zu Einfriedungen die-
nen der Qualität des Stadtbildes und der Integration 
in die baulich-gestalterische Umgebung. Die Höhen-
differenzierungen der Einfriedungen wurden getrof-
fen, um ein möglichst grünes und aufgelockertes 
Straßenbild zu erreichen. 

Gleichwohl ist der Stadt Neuenburg am Rhein die 
Schwierigkeit der Überprüfung und das damit ein-
hergehende allgemeine Vollzugsdefizit bei örtlichen 
Bauvorschriften bewusst. 

Nach sachgerechter Abwägung der öffentlichen und 
privaten Belange werden die örtlichen Bauvorschrif-
ten bzgl. der Einfriedungen nach der 2. Offenlage 
nicht geändert. 
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A.1.4 Der Flächennutzungsplan ist im Wege der 
Berichtigung anzupassen. 

Um eine möglichst umfassende Informa-
tion der Öffentlichkeit sicher zu stellen, 
wird empfohlen die Bekanntmachung des 
Satzungsbeschlusses des Bebauungspla-
nes zum Anlass zu nehmen, ausdrücklich 
auf die Rechtsfolge der Berichtigung des 
Flächennutzungsplans hinzuweisen. In 
den Fällen, in denen die Gemeinde den 
Flächennutzungsplan nicht selbst aufstellt, 
sollte die dafür zuständige Stelle die Öf-
fentlichkeit im Wege einer ortsüblichen Be-
kanntmachung über die vorgenommene 
Berichtigung des Flächennutzungsplans 
informieren. 

Die Berichtigung des Flächennutzungs-
plans sollte durch das für den Flächennut-
zungsplan zuständige Organ unverzüglich 
nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes 
vorgenommen werden. Nur so kann die 
Aktualität des Flächennutzungsplanes im 
Sinne des § 6 Abs. 5 Satz 4 BauGB sicher-
gestellt werden. 

Um die Nachvollziehbarkeit einzelner Be-
richtigungen bis zu einer Gesamtfort-
schreibung des Flächennutzungsplans si-
cher zu stellen, sollten diese z. B. mit dem 
Hinweis „Geändert durch den am ... in 
Kraft getretenen Bebauungsplan ..." ver-
sehen werden. 

Je eine Fertigung der Berichtigung bitten 
wir dem Landratsamt Breisgau-Hoch-
schwarzwald und dem Regierungspräsi-
dium Freiburg zu übersenden. 

Dies wird berücksichtigt. 

Ein Hinweis auf die Berichtigung im Zuge der Be-
kanntmachung des Satzungsbeschlusses sowie 
entsprechende Hinweise auf der Berichtigung wer-
den zugesagt. Ebenso wird die Weiterleitung der 
ausgefertigten Berichtigung an das LRA und das RP 
zugesagt.  

A.1.5 Die Begründung ist zu gegebener Zeit auf 
den Stand der endgültigen Planung unter 
Berücksichtigung des Abwägungsergeb-
nisses zu bringen. 

Dies wird berücksichtigt. 

Die Begründung wird auf den Stand der endgültigen 
Planung unter Berücksichtigung des Abwägungser-
gebnisses gebracht. 

A.1.6 Wir bitten um weitere Beteiligung am Ver-
fahren und zu gegebener Zeit um Über-
mittlung einer Ergebnismitteilung zu den 
von uns vorgetragenen Anregungen. So-
fern zur Offenlage noch Anregungen oder 
Einwendungen eingegangen sind, sollten 
die Absender über das Ergebnis der Be-
handlung ihrer Anregungen im Rahmen 
der Abwägung schriftlich möglichst unmit-
telbar nach dem Satzungsbeschluss un-
terrichtet werden. 

Dies wird berücksichtigt. 

Die Übermittlung einer Ergebnismitteilung zu den 
vorgetragenen Anregungen nach Satzungsbe-
schluss wird zugesagt.  

Eine weitere Offenlage ist nicht vorgesehen. 
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A.1.7 Wir bitten nach Abschluss des Verfahrens 
um Übersendung einer ausgefertigten 
Planfassung des Bebauungsplanes. Da-
bei sollten alle Bestandteile des Planes 
ausgefertigt sein, sofern diese nicht zu ei-
ner Urkunde verbunden sind. 

Dies wird berücksichtigt. 

Nach Abschluss des Verfahrens wird eine vollstän-
dige Planfassung des Bebauungsplans übersandt. 

A.1.8 Zum Aufbau einer Geodateninfrastruktur 
beim Landratsamt Breisgau-Hoch-
schwarzwald bitten wir um Übersendung 
der Planunterlagen in digitaler Form mög-
lichst im Raster- (tif, tfw und pdf) als auch 
in Vektorformat (bevorzugt: shape; alter-
nativ: dxf, dwg) an die E-Mail-Adresse 
gis@lkbh.de. 

Die digitalen Datensätze benötigen wir 
erst nach Eintritt der Rechtswirksamkeit 
der Pläne und immer ergänzend (!) zur Pa-
pierfassung. Die digitalen Unterlagen soll-
ten mindestens das Datum der Ausferti-
gung und der Rechtswirksamkeit, das Pa-
pierformat immer auch noch die Unter-
schrift des Bürgermeisters enthalten. Zur 
Möglichkeit die Pläne einzuscannen, ver-
weisen wir auf unser Schreiben vom 
30.06.2014. 

Dies wird berücksichtigt. 

Die Übersendung der Planunterlagen in digitaler 
Form wird zugesagt. 

A.1.9 Es wird darauf hingewiesen, dass die Ge-
meinden nach § 6 LGeoZG (Umsetzung 
der Richtlinie 2007/2/EG vom 14. März 
2007 des Europäischen Parlaments und 
des Rates zur Schaffung einer Geodaten-
infrastruktur in der Europäischen Gemein-
schaft (INSPIRE)) verpflichtet sind, die Be-
bauungspläne, die bei den Gemeinden in 
elektronischer Form vorliegen, auch als 
Geodaten bereitzustellen. Für die Bereit-
stellung ist das einheitliche Datenformat 
"XPIanung" zu verwenden. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Die Umstellung auf XPlanung ist derzeitig noch in 
Bearbeitung. 

A.1.10 Eine Mehrfertigung des Planes (Flächen-
nutzungsplan, Bebauungsplan oder sons-
tige Satzung) ist nach Abschluss auch 
dem Raumordnungskataster beim Regie-
rungspräsidium Freiburg, Referat 21, Bis-
sierstraße 7, D - 79114 Freiburg i. Br. (z.H. 
Herrn Dipl. - Geol. Peter Schneider Tel.: 
208 -4692) zu übersenden. 

Dies wird berücksichtigt. 

Die Übersendung einer Mehrfertigung des Planes 
an das RP Freiburg wird zugesagt. 
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A.2 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 420 Naturschutz 
(gemeinsames Schreiben vom 21.09.2021) 

Rechtliche Vorgaben aufgrund fachge-
setzlicher Regelungen, die im Regelfall 
nicht überwunden werden können: 

 

A.2.1 Gemäß den vorliegenden Unterlagen wird 
der Bebauungsplan im vereinfachten be-
schleunigten Verfahren nach § 13a 
BauGB geändert bzw. neu aufgestellt. Ein 
naturschutzrechtlicher Ausgleich ist für die 
mit diesen Änderungen erfolgenden Ein-
griffe in Natur und Landschaft nicht erfor-
derlich. Die naturschutzrechtlichen Be-
lange sind dennoch in der Abwägung nach 
§ 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen, so-
weit sie der Abwägung zugänglich sind. 
Naturschutzrechtlichen Verbotstatbe-
stände sind weiterhin zu beachten (insb. 
Biotopschutz, Natura 2000, Artenschutz). 

Dies wird berücksichtigt. 

Die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 
Nr. 7 BauGB werden abgewogen und die Abwägung 
im Rahmen eines Fachbeitrags bei der Planung be-
rücksichtigt. 

Die Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG wer-
den beachtet. 

A.2.2 Artenschutz 

Der speziellen artenschutzrechtlichen Prü-
fung des Büros IFÖ (Januar 2018) ist unter 
Ziffer 5.3 zu entnehmen, dass im Pla-
nungsgebiet zwei Bäume mit geringem 
und zwei Bäume mit mittlerem Quartierpo-
tential für Fledermäuse festgestellt wurden 
und dass diese Bäume im Zuge der ge-
planten Baumaßnahmen verloren gehen. 
In unserer Stellungnahme zur 1. Offenlage 
hatten wir daher mitgeteilt, dass aus natur-
schutzfachlicher Sicht 5 bis 6 Fledermaus-
kästen an geeigneten Stellen im Plange-
biet oder, sofern die Anbringung innerhalb 
des Plangebietes nicht möglich ist, auf ex-
terne Flächen anzubringen sind. 

Dem uns vorliegenden Abwägungsproto-
koll zur 1. Offenlage ist zu entnehmen, 
dass vorgesehen ist, das Quartierpoten-
zial durch eine fachliche Begleitung im 
Rahmen der erforderlichen Gehölzrodun-
gen erfassen und bewerten zu lassen. So-
fern festgestellt wird, dass ein vorgezoge-
ner artenschutzrechtlicher Ausgleich erfor-
derlich ist, werden Fledermauskästen 
(CEF-Maßnahme) aufgehängt. Dies ist 
aus naturschutzfachlicher Sicht plausibel. 
Wir weisen darauf hin, dass die Prüfung 
von einer geeigneten Fachkraft durchzu-
führen ist. Im Übrigen sollte geprüft wer-
den, ob die ggf. erforderlichen Fleder-
mauskästen rechtzeitig im öffentlich-recht-
lichen Vertrag ergänzt werden können. Im 
Hinblick auf die rechtliche Sicherung der 

 

Dies wird zur Kenntnis genommen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Dies wird zugesichert 

Die fachliche Begleitung im Rahmen der erforderli-
chen Gehölzrodung und Prüfung möglicher Aus-
gleichsmaßnahmen wird durch eine geeignete 
Fachkraft vorgenommen. 

Die Bäume im Plangebiet wurden zwischenzeitlich 
erneut von einer qualifizierten Fachkraft auf Fleder-
mausquartiere kontrolliert. Das Anbringen von Fle-
dermauskästen wird nicht als erforderlich eingestuft. 
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Maßnahme verweisen wir auch auf Ziffer 
1.2. 

A.2.3 Sicherung der Ausgleichsmaßnahmen 

Bereits heute weisen wir darauf hin, dass 
alle externen Ausgleichsmaßnahmen vor 
dem Satzungsbeschluss durch einen öf-
fentlich-rechtlichen Vertrag zu sichern 
sind, sofern die Stadt Neuenburg am 
Rhein Eigentümerin der Flächen ist. An-
dernfalls ist zusätzlich zum öffentlich-
rechtlichen Vertrag noch eine dingliche Si-
cherung (Grundbucheintrag) notwendig. 
Der Nachweis darüber ist der unteren Na-
turschutzbehörde ebenfalls vor Satzungs-
beschluss vorzulegen. In diesem Fall wird 
der Grundstückseigentümer ebenfalls Ver-
tragspartner. 

Wir weisen darauf hin, dass die Flächen, 
die für den Ausgleich herangezogen wer-
den, auch tatsächlich verfügbar sein müs-
sen. Im Rahmen der Ausgleichsplanungen 
ist eine Aussage über die Verfügbarkeit (z. 
B. ist die Fläche verpachtet? etc.) zu ma-
chen. 

Wir bitten einen entsprechenden Vertrags-
entwurf mit allen Anlagen rechtzeitig (min-
destens vier Wochen) vor dem Satzungs-
beschluss bei der unteren Naturschutzbe-
hörde vorzulegen. Im Vertragsentwurf sind 
die plangebietsexternen Ausgleichsmaß-
nahmen dauerhaft (zumindest für einen 
Unterhaltungszeitraum von 25 Jahren) zu 
sichern. 

Dies wird berücksichtigt. 

Alle externen Ausgleichsmaßnahmen (naturschutz-
rechtliche Ersatzmaßnahmen aus dem Ökokonto 
der Stadt Neuenburg am Rhein) werden durch einen 
öffentlich-rechtlichen Vertrag zwischen dem Land 
Baden-Württemberg und der Stadt Neuenburg am 
Rhein gesichert. 

Ein entsprechender Vertragsentwurf wurde mit allen 
dazugehörigen Anlagen rechtzeitig bei der Unteren 
Naturschutzbehörde eingereicht. 

 

A.2.4 Kompensationsverzeichnis 

Gemäß § 18 Abs. 2 Naturschutzgesetz 
übermitteln die Gemeinden die erforderli-
chen Angaben nach § 17 Abs. 6 Satz 2 
BNatSchG (Angaben zur Aufnahme in das 
Kompensationsverzeichnis), wenn Flä-
chen oder Maßnahmen zum Ausgleich im 
Sinne des § 1a Abs. 3 BauGB in einem Be-
bauungsplan festgesetzt sind oder Maß-
nahmen auf von der Gemeinde bereitge-
stellten Flächen durchgeführt werden. So-
weit diese Maßnahmen außerhalb des 
Eingriffsbebauungsplans liegen, sind 
diese in das Kompensationsverzeichnis 
aufzunehmen. 

Hierfür steht den Gemeinden ein Zugang 
zu den bauplanungsrechtlichen Abteilun-
gen der Webanwendung „Kompensations-
verzeichnis & Ökokonto Baden-

Dies wird berücksichtigt. 

Die im Rahmen der Planung erforderlichen Aus-
gleichsmaßnahmen (naturschutzrechtliche Ersatz-
maßnahmen aus dem Ökokonto der Stadt Neuen-
burg am Rhein) werden entsprechend in das bau-
planungsrechtliche Kompensationsverzeichnis der 
Stadt Neuenburg am Rhein eingestellt. 
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Württemberg" unter 
http://www.lubw.bwl.de/servlet/is/71791/» 
Zugang Kommune (Bauleitplanung) zur 
Verfügung. Über diese Webanwendung 
sind die externen Ausgleichsmaßnahmen 
in das bauleitplanerische Kompensations-
verzeichnis aufzunehmen. Die Eintragung 
in das bauleitplanerische Kompensations-
verzeichnis kann auch durch das hierzu 
von der Gemeinde beauftragte Planungs-
büro erfolgen. Hierzu ist es möglich, dass 
ein Planungsbüro ebenfalls den Ge-
meinde-Zugang nutzt und sich unter 
http://rips-dienste.lubw.baden-wuerttem-
berg.de/rips/eingriffsregelung/apps/lo-
gin.aspx?servicelD=33 für einen persönli-
chen Zugang für eine bestimmte Ge-
meinde registriert. Vor der Registrierung 
eines Planungsbüros bedarf es hierzu ei-
ner formlosen Zustimmung durch die Ge-
meinde zu dieser Registrierung per E-Mail 
an die LUBW. 

Nach Eintragung der externen Ausgleichs-
maßnahmen in die bauplanungsrechtliche 
Abteilung des Kompensationsverzeichnis-
ses ist der Unteren Naturschutzbehörde 
hiervon Nachricht zu geben. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Dies wird berücksichtigt. 

Die Untere Naturschutzbehörde wird nach Eintra-
gung der externen Ausgleichsmaßnahmen in das 
bauplanungsrechtliche Kompensationsverzeichnis 
benachrichtigt.  

A.3 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 430/440 Umweltrecht / Wasser und Boden 
(gemeinsames Schreiben vom 21.09.2021) 

Anregungen und Hinweise aus der ei-
genen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan 
mit Begründung und ggf. Rechtsgrund-
lage: 

 

Abwasserbeseitigung / Regenwasser-
behandlung 

In den Bebauungsvorschriften werden 
keine Vorgaben zur Niederschlagswasser-
beseitigung festgesetzt. Lediglich in der 
Begründung (Ziffer 7.9, Seite 12) wird auf 
die (notwendige) dezentrale Nieder-
schlagswasserbeseitigung hingewiesen. 

Da im Plangebiet auch Gewerbebetriebe 
mit einem möglichen Verschmutzungspo-
tential zulässig sind (z.B. im Mischgebiet 
2), ist die Festsetzung einer dezentralen 
Niederschlagswasserbeseitigung nur mit 
genauen Details hinsichtlich des Gewäs-
serschutzes möglich. Hintergrund sind die 
gesetzlichen Bestimmungen in der Ver-
ordnung des Umweltministeriums über die 
dezentrale Beseitigung von Nieder-
schlagswasser vom 01.01.1999. Gemäß 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Es werden nur die in der vorliegenden 2. Änderung 
des Bebauungsplans mit örtlichen Bauvorschriften 
„Am Neuenburger Weg“ getroffenen Änderungen 
tatsächlich neu gefasst bzw. ergänzt. Die nicht von 
dieser Änderung betroffenen Festsetzungen (was 
auch die Vorgaben der Niederschlagsentwässerung 
betrifft) des rechtskräftigen Bebauungsplans bleiben 
vollständig erhalten. Insbesondere der Hinweis auf 
eine wasserrechtliche Erlaubnis ist bereits Gegen-
stand der rechtskräftigen Festsetzungen. 

Die rechtskräftigen Regelungen zur Niederschlags-
entwässerung lauten wie folgt: 

„2.1 Anlagen zum Sammeln oder Versickern von 
Niederschlagswasser (§ 74 Abs. 3 Nr. 2 LBO) 

2.1.1 Im Interesse der Grundwasserneubildung und 
der Entlastung der Abwasseranlagen ist im gesam-
ten Plangebiet jeder Bauherr verpflichtet, auf dem 
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§ 1 Abs. 1 Satz 3 dieser Verordnung ist 
demnach keine wasserrechtliche Erlaub-
nis erforderlich, wenn die dezentrale Be-
seitigung des Niederschlagswassers in 
bauplanungsrechtlichen Vorschriften vor-
gesehen ist. Aufgrund der unklaren mögli-
chen Belastungen des Niederschlagswas-
sers und der fehlenden Informationen und 
Festlegungen für die Behandlung des Nie-
derschlagswassers, empfehlen wir, in die 
Bebauungsvorschriften einen Hinweis für 
die Notwendigkeit eines wasserrechtli-
chen Erlaubnisverfahrens für (evtl. sich 
ansiedelnde) Gewerbebetriebe aufzuneh-
men. Denn die dezentrale Beseitigung von 
Niederschlagswasser aus Industrie- und 
Gewerbebetrieben ist unabhängig von der 
gewählten Technik immer erlaubnispflich-
tig. Im Rahmen des Verfahrens wird dann 
die Schädlichkeit und gegebenenfalls not-
wendige Behandlung geprüft. 

Baugrundstück geeignete Maßnahmen zur Vermin-
derung des Abflusses von Niederschlagswasser 
vorzusehen. Zu diesem Zweck ist das auf Dachflä-
chen, Terrassen, Auffahrten, Wegen usw. anfal-
lende Niederschlagswasser schadlos im Sinne ei-
nes kurzen Kreislaufes auf den Grundstücken breit-
flächig über eine bewachsene Bodenschicht oder 
über ein Mulden-System so zur Versickerung zu 
bringen, dass hierdurch keine Beeinträchtigung für 
Dritte entstehen kann. Hierzu sind auf den Grund-
stücken Versickerungsanlagen nach Maßgabe der 
Verordnung des Ministeriums für Umwelt und Ver-
kehr über die dezentrale Beseitigung von Nieder-
schlagswasser vom 22.03.1999 anzulegen. Zuläs-
sig sind auch andere behördlich zugelassene und 
mit Substrat gefüllte Bauwerke zur Regenwasser-
versickerung, wenn nachgewiesen ist, dass deren 
Reinigungsleistung der einer Versickerungsmulde 
entspricht. 

Hinweis: Die untere Wasserbehörde weist darauf 
hin, dass die Versickerung von Niederschlagswas-
ser von befestigten Grundstücksflächen, die ge-
werblich bzw. handwerklich genutzt werden, einer 
wasserrechtlichen Erlaubnis bedarf, die beim Land-
ratsamt Breisgau-Hochschwarzwald (Fachbereich 
430 – Umweltrecht) zu beantragen ist. 

2.1.2 Die Mulden sind mit einer sorptionsfähigen 
Erdschicht (humoses, sandig-lehmiges Bodenmate-
rial) von mindestens 30 cm Mächtigkeit herzustellen 
und zu begrünen. 

2.1.3 Anlagen zur dezentralen Niederschlagswas-
serbeseitigung sind entsprechend den allgemein an-
erkannten Regeln der Technik herzustellen, zu un-
terhalten und zu bemessen. Die Mulden- bzw. Flä-
chenversickerung ist nach dem Arbeitsblatt ATV- 
DVWK-A 138 vom Januar 2002 zu bemessen. 

2.1.4 Das Regenwasser aus dem Überlauf einer Zis-
terne ist in der angeschlossenen Versickerungsan-
lage entsprechend zu versickern.“ 



Stadt Neuenburg am Rhein – Stadtteil Grißheim Stand: 06.12.2021 
2. Änderung Bebauungsplan „Am Neuenburger Weg“   
  

Abwägung der Stellungnahmen aus der 2. Offenlage Seite 10 von 21 

 
 

21-12-06 Abwägung 2. Offenlage (21-11-18).docx 

Nr. Stellungnahmen von Beschlussvorschlag 

A.4 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 450 Gewerbeaufsicht 
(gemeinsames Schreiben vom 21.09.2021) 

Anregungen und Hinweise aus der ei-
genen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan 
mit Begründung und ggf. Rechtsgrund-
lage: 

 

Zum Beschlussvorschlag zu Nummer 
A.4.2 der Abwägung vom 29.07.2021 
möchten wir anmerken, dass die Immissi-
onsrichtwerte für Immissionsorte außer-
halb von Gebäuden in allgemeinen Wohn-
gebieten mit 55 dB(A tags) / 40 dB(A) 
nachts jeweils 5 dB(A) unterhalb denen 
von Mischgebieten (60 dB(A tags) / 45 
dB(A)) liegen. D.h. an Immissionsorten in 
Mischgebieten für die Nutzung „Wohnen" 
sind höhere Werte zulässig wie in Wohn-
gebieten. Somit ist aus unserer Sicht der 
alleinige Verweis auf § 6 BauNVO nicht 
ausreichend. 

Dies wird nicht berücksichtigt. 

Auch wenn vermutlich Sonderfälle konstruierbar wä-
ren, in denen zwar die immissionsschutzrechtlichen 
Vorgaben innerhalb eines Mischgebiets eingehalten 
wären, nicht aber die Rücksichtnahmepflichten ge-
genüber dem weiter entfernten allgemeinen Wohn-
gebiet, lassen sich solche Sonderfälle hier weder er-
kennen noch sinnvoll über den Bebauungsplan 
steuern. Außerdem hat die Stadt Neuenburg am 
Rhein Einfluss auf die Ansiedlung der Gewerbebe-
triebe, da sie Grundstückeigentümerin ist. Außer-
dem war bisher die Nachfrage nach Wohnbaugrund-
stücken deutlich höher als nach Gewerbegrundstü-
cken, was ja unter anderem ein Grund für die vorlie-
gende Änderung des Bebauungsplans darstellt. 
Wenn im Rahmen der Einzelgenehmigung Hinweise 
auf eine Unverträglichkeit zu erkennen wären, 
könnte hierauf über Nebenbestimmungen in der 
Baugenehmigung reagiert werden. 

A.5 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 510 Forst 
(gemeinsames Schreiben vom 21.09.2021) 

Anregungen und Hinweise aus der ei-
genen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan 
mit Begründung und ggf. Rechtsgrund-
lage: 

 

Durch die Planung ist direkt kein Wald be-
troffen. Jedoch sind forstliche Belange 
durch die Ausgleichsmaßnahme E2 be-
troffen. Für die Ausgleichsmaßnahme soll 
eine Waldfläche dienen, auf der ein Offen-
landbiotop (Magerrasen 33.43) entwickelt 
werden soll. Der Ausgleich durch ein Of-
fenlandbiotop im Wald ist nicht als zielfüh-
rend anzusehen und erfüllt i.d.R. den Tat-
bestand einer Waldumwandlung gem. § 9 
LWaldG. Diese ist wiederum auszuglei-
chen. Ein gleichwertiger Ausgleich in Form 
einer Waldbiotopgestaltung, die den Wald-
charakter erhält, wäre zu prüfen. Sollte an-
statt des in E2 beschriebenen Ausgleichs 
ein gleichwertiger Ausgleich auf diesem 
oder einem anderen Waldflurstück forciert 
werden, ist die Untere Forstbehörde er-
neut gem. § 8 LWaldG zu beteiligen. 

Bezüglich der Ausgleichsmaßnahme E2 haben in-
zwischen weitere Gespräche mit der Forstbehörde 
stattgefunden. Im Ergebnis kann die geplante Aus-
gleichsmaßnahme E2 ausgeführt werden, wenn da-
bei folgendes berücksichtigt wird.  

Einer schleichenden Waldumwandlung soll entge-
gengewirkt werden, indem nicht nur aufkommende 
Eichen, sondern auch andere standortgerechte 
Baumarten (z.B. Linde, Ulme) von der Mahd ge-
schont werden und durch Wuchshüllen oder Ver-
bissschutzgitter geschützt werden. Aufgrund der be-
reits vielen abgängigen Bäume, erfolgt das Absu-
chen und Schützen einzeln aufkommender Bäume 
auf der gesamten Maßnahmenfläche E 2. 

Die Auflagen der Forstbehörde werden bei der Um-
setzung der Maßnahmen berücksichtigt.  

Die untere Forstbehörde wird bei der Umsetzung der 
Maßnahmen beteiligt. Die Maßnahmen wurden mit 
der Unteren Naturschutzbehörde nochmals 
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abgestimmt. Diese wird ebenfalls an der Umsetzung 
beteiligt. 

A.6 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 520 Brand- und Katastrophenschutz 
(gemeinsames Schreiben vom 21.09.2021) 

Anregungen und Hinweise aus der ei-
genen Zuständigkeit zu dem o.g. Plan 
mit Begründung und ggf. Rechtsgrund-
lage: 

 

Die Löschwasserversorgung wird entspre-
chend dem Arbeitsblatt W 405 des DVGW 
in Abhängigkeit der Nutzung (§ 3 FwG, § 2 
Abs. 5 LBOAVO) festgelegt. 
Bei einem Mischgebiet mit einer GFZ von 
1,2 ist eine Löschwasserversorgung von 
mind. 96 m³/Stunde über einen Zeitraum 
von 2 Stunden sicherzustellen.  
 
Hydranten sind so anzuordnen, dass die 
Entnahme von Wasser jederzeit leicht 
möglich ist. Als Grundlage sind die 
DVGW-Arbeitsblätter W 331 und W 400 zu 
beachten.  
 
Für Gebäude, deren zweiter Rettungsweg 
über Rettungsgeräte der Feuerwehr si-
chergestellt werden muss, sind in Abhän-
gigkeit der Gebäudehöhe entsprechende 
Zugänge bzw. Zufahrten und Aufstellflä-
chen zu schaffen (§ 2 Abs. 1-4 LBOAVO).  
 
Zufahrt und Aufstellflächen für Rettungs-
geräte der Feuerwehr sind nach den Vor-
gaben der VwV - Feuerwehrflächen aus-
zuführen. 

Dies wurde bereits berücksichtigt. 

Entsprechend eines Messberichts vom 24.06.2021 
konnte ein Wasserdurchfluss zur Löschwasserver-
sorgung von 48 m²/h sichergestellt werden. Die in 
der Stellungnahme angegebenen 96 m³/h beziehen 
sich nicht auf das Wohngebiet, sondern auf das 
Mischgebiet. Von einem sichergestellten Zeitraum 
von 2 Stunden wird ausgegangen. 

Die Hinweise wurden bereits in die Bebauungsvor-
schriften aufgenommen. 

 

 

Die Hinweise wurden bereits in die Bebauungsvor-
schriften aufgenommen. 

 

 

 

Die Hinweise wurden bereits in die Bebauungsvor-
schriften aufgenommen. 

 

A.7 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 530 Wirtschaft und Klima 
(gemeinsames Schreiben vom 21.09.2021) 

A.7.1 Wir weisen darauf hin, dass derzeit bei der 
Landesregierung Baden-Württemberg 
eine Photovoltaikpflicht beim Neubau von 
Wohngebäuden in Diskussion ist - ähnlich 
wie sie für Nichtwohngebäude bereits be-
steht. Im Sinne der aktiven Nutzung er-
neuerbarer Energien gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 
23b BauGB wird vorgeschlagen, eine 
Festsetzung zur Installation von Solaran-
lagen zu ergänzen. 

Dies wird nicht berücksichtigt. 

Die Errichtung von Photovoltaikanlagen auf Dachflä-
chen ist auch ohne eine explizite Festsetzung zuläs-
sig.  

Bei der vorliegenden Planung handelt es sich in Be-
zug auf die planungsrechtlichen Festsetzungen um 
eine Deckblattänderung. Eine Photovoltaikpflicht 
würde also auch nur für den Deckblattbereich, aber 
nicht für das übrige Plangebiet des Bebauungs-
plans, gelten. Aus Gründen der Quergerechtigkeit 
innerhalb des Plangebiets des Bebauungsplans, 
wird auf zwingend zu errichtende Photovoltaikanal-
gen verzichtet. Die Solarpflicht für Wohngebäude 
gilt gemäß Klimaschutzgesetz Baden-Württemberg 
ohnehin für alle eingehenden Bauanträge ab dem 
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01.05.2022. Der Bebauungsplan steht der Erfüllung 
dieser Solarpflicht nicht entgegen.  

A.7.2 Zwecks Reduktion der Treibhausgasemis-
sionen aus dem Neubaugebiet wird zur 
Förderung der Nutzung von erneuerbaren 
Energien (Photovoltaik, Solarthermie) vor-
geschlagen: „Solaranlagen dürfen die fest-
gesetzte Höhe um maximal 1,50 m über-
ragen, wenn sie mindestens 1,50 m Ab-
stand von der Gebäudekante halten." 

Dies wird nicht berücksichtigt. 

Bei der vorliegenden Planung handelt es sich in Be-
zug auf die planungsrechtlichen Festsetzungen um 
eine Deckblattänderung. Eine Überschreitung der 
maximalen Gebäudehöhen würde also auch nur für 
den Deckblattbereich, aber nicht für das übrige Plan-
gebiet des Bebauungsplans, gelten. Aus Gründen 
der Quergerechtigkeit innerhalb des Plangebiets 
des Bebauungsplans, wird auf die Möglichkeit die 
maximale Gebäudehöhe durch Photovoltaikanalgen 
zu überschreiten verzichtet. 

A.7.3 Um den nachträglichen Aufbau von Solar-
anlagen zu ermöglichen (9 Abs. 1 Nr. 23b 
BauGB) wird auf folgende mögliche Er-
gänzung hingewiesen: „Bei der Errichtung 
von Gebäuden sind bauliche Maßnahmen 
für den Einsatz erneuerbarer Energien, 
insbesondere Solarenergie, vorzusehen 
(z. B. Verlegen von Leitungen, Leerrohren 
oder ggf. statischen Aufwendungen im 
Dachbereich)." 

Dies wird zur Kenntnis genommen, ist aber nicht 
mehr notwendig, da die Solarpflicht für neue Ge-
bäude gemäß Klimaschutzgesetz Baden-Württem-
berg für Neubauten bereits beschlossen ist. 

A.7.4 Es wird auf die Möglichkeit zur Hitzevor-
sorge im Rahmen der Klimawandelanpas-
sung mit folgender Formulierung hinge-
wiesen: „Material und Farbe der Gebäude 
sollten so gewählt werden, dass eine Auf-
heizung der Gebäude weitgehend vermie-
den wird (helle Farben, Materialien, die 
sich wenig aufheizen). Damit wird nicht 
nur der nachträgliche Kühlbedarf im Ge-
bäude selbst, sondern auch die Aufhei-
zung der Umgebung (Hitzeinsel) redu-
ziert." 

Die Formulierung wird als Hinweis zur Klimawan-
delanpassung in die Bebauungsvorschriften aufge-
nommen. 

Die Entstehung einer Hitzeinsel ist im vorliegenden 
Plangebiet schon aufgrund der Lage am grünen 
Ortsrand, der unmittelbar an einen bepflanzten 
Lärmwall im Süden und unmittelbar an die „Riese“ 
im Westen angrenzt, nicht zu befürchten. 

A.8 Regierungspräsidium Freiburg – Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau 
(Schreiben vom 07.09.2021) 

Unter Verweis auf unsere weiterhin gültige 
Stellungnahme mit dem Aktenzeichen 
2511//21-04996 vom 08.06.2021 sind von 
unserer Seite zum offengelegten Planvor-
haben keine weiteren Hinweise oder Anre-
gungen vorzubringen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

In Bezug auf die Stellungnahme vom 01.06.2021 
siehe folgende Ziffer A.9. 

A.9 Regierungspräsidium Freiburg – Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau 
(Schreiben vom 08.06.2021) 

A.9.1 Geotechnik 

Das LGRB weist darauf hin, dass im An-
hörungsverfahren des LGRB als Träger öf-
fentlicher Belange keine fachtechnische 
Prüfung vorgelegter Gutachten oder von 
Auszügen daraus erfolgt. Sofern für das 

Dies wird berücksichtigt. 

Die Hinweise werden in die Bebauungsvorschriften 
aufgenommen. 
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Plangebiet ein ingenieurgeologisches 
Übersichtsgutachten, Baugrundgutachten 
oder geotechnischer Bericht vorliegt, lie-
gen die darin getroffenen Aussagen im 
Verantwortungsbereich des gutachtenden 
Ingenieurbüros. 

Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung 
vorausgesetzt, wird andernfalls die Über-
nahme der folgenden geotechnischen Hin-
weise in den Bebauungsplan empfohlen: 

Das Plangebiet befindet sich auf Grund-
lage der am LGRB vorhandenen Geoda-
ten im Verbreitungsbereich von quartären 
Ablagerungen der Neuenburg-Formation. 

Mit lokalen Auffüllungen vorangegangener 
Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtra-
gung geeignet sind, ist zu rechnen. 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im 
Zuge der weiteren Planungen oder von 
Bauarbeiten (z. B. zum genauen Bau-
grundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur 
Wahl und Tragfähigkeit des Gründungsho-
rizonts, zum Grundwasser, zur Baugru-
bensicherung) werden objektbezogene 
Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 
1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates 
Ingenieurbüro empfohlen. 

A.9.2 Boden 

Zur Planung sind aus bodenkundlicher 
Sicht keine Hinweise, Anregungen oder 
Bedenken vorzutragen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

 

A.9.3 Mineralische Rohstoffe 

Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoff-
geologischer Sicht keine Hinweise, Anre-
gungen oder Bedenken vorzubringen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

 

A.9.4 Grundwasser 

Aktuell findet im Plangebiet keine Bearbei-
tung des LGRB zu hydrogeologischen 
Themen statt. Das Plangebiet liegt außer-
halb von Wasserschutzgebieten. 

Weitere, sowie die o. a. Ausführungen er-
gänzende Hinweise, Anregungen oder Be-
denken sind aus hydrogeologischer Sicht 
zum Planungsvorhaben nicht vorzubrin-
gen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

 

A.9.5 Bergbau 

Gegen die Änderung des Bebauungspla-
nes bestehen von bergbehördlicher Seite 
keine Einwendungen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 
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A.9.6 Geotopschutz 

Im Bereich der Planfläche sind Belange 
des geowissenschaftlichen Naturschutzes 
nicht tangiert. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

 

A.9.7 Allgemeine Hinweise 

Die lokalen geologischen Untergrundver-
hältnisse können dem bestehenden Geo-
logischen Kartenwerk, eine Übersicht über 
die am LGRB vorhandenen Bohrdaten der 
Homepage des LGRB (http://www.lgrb-
bw.de) entnommen werden. 

Des Weiteren verweisen wir auf unser Ge-
otop-Kataster, welches im Internet unter 
der Adresse http://lgrb-bw.de/geotouris-
mus/geotope (Anwendung LGRB-Mapser-
ver Geotop-Kataster) abgerufen werden 
kann. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

 

A.10 Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 47.1 Straßenbau Nord 
(Schreiben vom 14.09.2021) 

Die Abteilung 4 (ausgenommen Ref. 46) - 
Straßenwesen und Verkehr - des Regie-
rungspräsidiums Freiburg als Straßenbau-
behörde für Bundes- und Landesstraßen 
nimmt zu dem o. g. Bebauungsplan nur 
Stellung im Hinblick auf Planungs- und 
Ausbauabsichten sowie zu Belangen der 
Straßenbaugestaltung im Zuge dieser 
Verkehrswege. 

Das Plangebiet grenzt mit seiner Süd-
Westseite unmittelbar an die Landes-
straße 134. Wir verweisen auf unser 
Schreiben vom 01.06.2021 und behalten 
die damalige Stellungnahme bei. 

Des Weiteren bestehen gegen den Ent-
wurf der 2. Änderung des Bebauungs-
plans „Am Neuenburger Weg" i.d.F. vom 
29.07.2021 von unserer Seite keine Be-
denken. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

In Bezug auf die Stellungnahme vom 01.06.2021 
siehe folgende Ziffer A.11. 

A.11 Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 47.1 Straßenbau Nord 
(Schreiben vom 01.06.2021) 

Die Abteilung 4 (ausgenommen Ref. 46) - 
Straßenwesen und Verkehr - des Regie-
rungspräsidiums Freiburg als Straßenbau-
behörde für Autobahnen, Bundes- und 
Landesstraßen nimmt zu dem o. g. Bebau-
ungsplan nur Stellung im Hinblick auf Pla-
nungs- und Ausbauabsichten sowie zu 
Belangen der Straßenbaugestaltung im 
Zuge dieser Verkehrswege. 

Das Plangebiet grenzt mit seiner Süd-

Dies wird berücksichtigt. 

Das Anbauverbot von 20 m zum äußeren Fahrbahn-
rand der L 134 (siehe Kennzeichnung im Deckblatt) 
wurde bereits in der vorliegenden Planung und auch 
im rechtskräftigen Bebauungsplan berücksichtigt, 
indem die Baugrenzen der südlichen Baufenster un-
mittelbar entlang dieser Anbauverbotszone angren-
zen. 

Nebenanlagen sind grundsätzlich auch außerhalb 
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Westseite unmittelbar an die Landes-
straße 134. Wir weisen darauf hin, dass 
gemäß § 9 FStrG/ § 22 StrG Hochbauten 
jeder Art in einer Entfernung bis zu 20 m, 
gemessen vom äußeren Rand der befes-
tigten Fahrbahn, nicht errichtet werden 
dürfen. Sollte eine Ausnahme des Verbots 
notwendig sein, so ist diese von der unte-
ren Verwaltungsbehörde im Benehmen 
mit dem Regierungspräsidium einzuholen. 

Des Weiteren bestehen gegen den Ent-
wurf des Bebauungsplans „Am Neuenbur-
ger Weg" i.d.F. vom 12.04.2021 von unse-
rer Seite keine Bedenken. 

des Baufensters zulässig. Daher wird ergänzend der 
Hinweis in die Bebauungsvorschriften aufgenom-
men, dass Hochbauten jeder Art nur durch eine Aus-
nahme zugelassen werden können. 

 

A.12 Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 83 Waldpolitik und Körperschaftsdirektion 
(Schreiben vom 15.09.2021) 

Mit der Planung sind direkt keine Waldin-
anspruchnahmen vorgesehen. 

Forstliche Belange sind bei der Aus-
gleichsmaßnahme E 2 betroffen: 

Die geplante Maßnahme liegt im Wald und 
ragt in das Naturschutzgebiet „Sandkopf" 
hinein. Eine Waldumwandlung der Fläche 
zu einem artenreichen Magerrasen auf ei-
ner Fläche von ca. 0,25 ist nicht zulässig, 
da dies eine Waldumwandlung nach § 9 
Landeswaldgesetz (LWaldG) darstellt. 
Des Weiteren ist bei Maßnahmen im Na-
turschutzgebiet die Zustimmung der höhe-
ren Naturschutzbehörde einzuholen. 
Wir bitten um Abstimmung mit der unteren 
Forstbehörde welche Maßnahmen ggf. auf 
der Fläche möglich wären. 

Bezüglich der Ausgleichsmaßnahme E2 haben in-
zwischen weitere Gespräche mit der unteren Forst-
behörde stattgefunden. Im Ergebnis kann die ge-
plante Ausgleichsmaßnahme E2 ausgeführt wer-
den, wenn dabei folgendes berücksichtigt wird.  

Einer schleichenden Waldumwandlung soll entge-
gengewirkt werden, indem nicht nur aufkommende 
Eichen, sondern auch andere standortgerechte 
Baumarten (z.B. Linde, Ulme) von der Mahd ge-
schont werden und durch Wuchshüllen oder Ver-
bissschutzgitter geschützt werden. Aufgrund der be-
reits vielen abgängigen Bäume, erfolgt das Absu-
chen und Schützen einzeln aufkommender Bäume 
auf der gesamten Maßnahmenfläche E 2. 

Die Auflagen der Forstbehörde werden bei der Um-
setzung der Maßnahmen berücksichtigt.  

Die untere Forstbehörde wird bei der Umsetzung der 
Maßnahmen beteiligt. Die Maßnahmen wurden mit 
der Unteren Naturschutzbehörde nochmals abge-
stimmt. Diese wird ebenfalls an der Umsetzung be-
teiligt. 

A.13 Regionalverband Südlicher Oberrhein 
(Schreiben vom 02.09.2021) 

Der Bebauungsplan wird nach § 13a 
BauGB aufgestellt, entwickelt sich nach 
Ziffer 5 der Begründung aus dem Flächen-
nutzungsplan, umfasst einen Geltungsbe-
reich von ca. 0,6 ha und sieht im Wesent-
lichen ein Wohngebiet WA für ausschließ-
lich freistehende Einfamilienhäuser vor. 

Da in Neuenburg und in den Ortsteilen 
eine große Nachfrage nach Wohnbauland 
besteht, sollte mit den zur Verfügung ste-
henden Flächen behutsam und nachhaltig 
umgegangen werden. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 
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Wir bedauern, dass die Wohneinheiten im 
WA auf max. 2 reduziert wurden, so dass 
eine noch geringere Ausnutzung der 
Grundstücke zu erwarten ist. 

Einzelhäuser sollten die Möglichkeit für 
zumindest 3 Wohneinheiten haben, so 
dass kleinere Einliegerwohnungen im UG 
und DG - zumindest als Angebot - möglich 
sind. 

Die notwendigen Stellplätze könnten für 
kleine Wohneinheiten entsprechend redu-
ziert werden. 

 

Dies wird nicht berücksichtigt. 

Im rechtskräftigen Bebauungsplan wurden maximal 
3 Wohnungen je Einzelhaus zugelassen. Die Redu-
zierung von 3 auf 2 Wohneinheiten je Gebäude in 
den allgemeinen Wohngebieten WA1 und WA2 im 
Deckblattbereich erfolgte aufgrund der Berücksichti-
gung der Belange der in diesem Bereich bereits an-
sässigen Bewohner i.V.m. dem Ziel den dörflichen 
bzw. ländlichen Charakter Grißheims zu entspre-
chen.  

Wir regen an, in WA2 die Traufhöhen an 
WA 1 anzupassen, um eine adäquate 
Wohnnutzung zu ermöglichen. 

Dies wird nicht berücksichtigt.  

Das Allgemeine Wohngebiet (WA2) schließt im Nor-
den unmittelbar an das Allgemeine Wohngebiet 
(WA2) des rechtskräftigen Bebauungsplans an. Die 
Nutzungsschablone auf dem Deckblatt zum Allge-
meinen Wohngebiet (WA2) zeigt, dass hier eine ma-
ximale Traufhöhe von 4,50 m, eine maximale First-
höhe von 9,50 m und eine Grundflächenzahl (GRZ) 
von 0,4 zulässig sind. Diese Nutzungsschablone 
entspricht bezüglich des Maßes der baulichen Nut-
zung der Nutzungsschablone des Allgemeinen 
Wohngebiets (WA2) im rechtskräftigen Bebauungs-
plan. Damit wird das Ziel verfolgt, dass die angren-
zenden Bereiche der allgemeinen Wohngebiete in 
Bezug auf das Maß der baulichen Nutzung gleich-
behandelt werden. 

Innerhalb des Deckblattbereichs, schließt südlich an 
das Allgemeine Wohngebiet (WA2) das Allgemeine 
Wohngebiet (WA1) an. Entsprechend der neuen 
Nutzungsschablone zum Allgemeinen Wohngebiet 
(WA1) auf dem Deckblatt, sind eine maximale Trauf-
höhe von 6,50 m und eine maximale Firsthöhe von 
11,50 m zulässig. Dies entspricht ebenfalls den 
Festsetzungen des Allgemeinen Wohngebiets 
(WA1) im rechtskräftigen Bebauungsplan und ferner 
auch den Festsetzungen des Mischgebiets (MI2). 
Ziel ist es, am südlichen Siedlungsrand bzw. in di-
rekter Nachbarschaft zum z.T. bereits bebauten 
Rest des Mischgebiets eine höhere bauliche Dichte 
zu erreichen. 

Aus regionalplanerischer Sicht bestehen 
keine weiteren Anregungen und Einwen-
dungen. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 
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A.14 Industrie- und Handelskammer Südlicher Oberrhein 
(Schreiben vom 22.09.2021) 

Wir weisen auf die Stellungnahme des Re-
gionalverbandes von 02.09.2021 hin, die 
wir unterstützen. Die Umsetzung des an-
gegebenen Planungsziels der „Sicherung 
einer zeitgemäßen, flächensparenden ... 
Bebauung" ist aus unserer Sicht nicht er-
kennbar. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Im rechtskräftigen Bebauungsplan wurden maximal 
3 Wohnungen je Einzelhaus zugelassen. Die Redu-
zierung von 3 auf 2 Wohneinheiten je Gebäude in 
den allgemeinen Wohngebieten WA1 und WA2 im 
Deckblattbereich erfolgte aufgrund der Berücksichti-
gung der Belange der in diesem Bereich bereits an-
sässigen Bewohner i.V.m. dem Ziel den dörflichen 
bzw. ländlichen Charakter Grißheims zu entspre-
chen. 

Aus Sicht der Stadt Neuenburg am Rhein wird das 
Planungsziel der Sicherung einer zeitgemäßen und 
flächensparenden Bebauung hierdurch nicht ver-
fehlt.  

A.15 Amprion GmbH 
(Schreiben vom 23.08.2021) 

Im Planbereich der o. a. Maßnahme ver-
laufen keine Höchstspannungsleitungen 
unseres Unternehmens. 

Planungen von Höchstspannungsleitun-
gen für diesen Bereich liegen aus heutiger 
Sicht nicht vor. 

Wir gehen davon aus, dass Sie bezüglich 
weiterer Versorgungsleitungen die zustän-
digen Unternehmen beteiligt haben. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

 

A.16 PLEdoc GmbH 
(Schreiben vom 25.08.2021) 

A.16.1 Wir beziehen uns auf Ihre o.g. Maßnahme 
und teilen Ihnen hierzu mit, dass von uns 
verwaltete Versorgungsanlagen der nach-
stehend aufgeführten Eigentümer bzw. 
Betreiber von der geplanten Maßnahme 
nicht betroffen werden: 

• OGE (Open Grid Europe GmbH), Essen 

• Kokereigasnetz Ruhr GmbH, Essen 

• Ferngas Netzgesellschaft mbH (FG), 
Netzgebiet Nordbayern, Schwaig bei 
Nürnberg 

• Mittel-Europäische Gasleitungsgesell-
schaft mbH (MEGAL), Essen 

• Mittelrheinische Erdgastransportlei-
tungsgesellschaft mbH (METG), Essen 

• Nordrheinische Erdgastransportlei-
tungsgesellschaft mbH & Co. KG 
(NETG), Dortmund 

• Trans Europa Naturgas Pipeline GmbH 
(TENP), Essen 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 
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• GasLINE Telekommunikationsnetzge-
sellschaft deutscher Gasversorgungs-
unternehmen mbH & Co. KG, Straelen 
(hier Solotrassen in Zuständigkeit der 
PLEdoc GmbH) 

A.16.2 Maßgeblich für unsere Auskunft ist der im 
Übersichtsplan markierte Bereich. Dort 
dargestellte Leitungsverläufe dienen nur 
zur groben Übersicht. 

Achtung: Eine Ausdehnung oder Erweite-
rung des Projektbereichs bedarf immer ei-
ner erneuten Abstimmung mit uns. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

Eine Ausdehnung oder Erweiterung des Projektbe-
reichs ist nicht vorgesehen. 

A.17 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 
(Schreiben vom 23.08.2021) 

Durch die oben genannte und in den Un-
terlagen näher beschriebene Planung 
werden Belange der Bundeswehr berührt, 
jedoch nicht beeinträchtigt. 

Vorbehaltlich einer gleichbleibenden 
Sach- und Rechtslage bestehen zu der 
Planung seitens der Bundeswehr als Trä-
ger öffentlicher Belange keine Einwände. 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.18 Mulhouse Alsace Agglomération 
(Schreiben vom 05.10.2021) 

A.18.1 Par courrier en date du 18 août 2021, vous 
avez sollicité l'avis de Mulhouse Alsace 
Agglomération concernant le projet de Be-
bauungsplan « Am Neuenburger Weg» du 
village de Grisßheim, qui fait partie de la 
commune de Neuenburg-am-Rhein. 

[Mit Schreiben vom 18. August 2021 ha-
ben Sie die Stellungnahme des Ballungs-
raums Mulhouse Elsass zum Bebauungs-
plan „Am Neuenburger Weg“ in der Ge-
meinde Grißheim der Gemeinde Neuen-
burg-am-Rhein angefordert.] 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.18.2 Le projet prevoit l'urbanisation d'un petit 
espace naturel au sein d'un quartier rési-
dentiel, et la mise en œuvre de mesures 
compensatoires environnementales asso-
ciées. 

[Das Projekt sieht die Urbanisierung eines 
kleinen Naturraums innerhalb eines 
Wohnquartiers und die Umsetzung ent-
sprechender Umweltausgleichsmaßnah-
men vor.] 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 

A.18.3 Mulhouse Alsace Agglomération a pu 
prendre connaissance du dossier, et no-
tamment de son volet environnemental 
particulierèment élaboré, mais ne formule 

Dies wird zur Kenntnis genommen. 
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pas de remarques particulières, en raison 
de l'absence d'impact transfrontalier. 

[Die Agglomeration Mulhouse Alsace 
konnte die Akte und insbesondere ihren 
besonderen Umweltaspekt zur Kenntnis 
nehmen, macht jedoch keine besonderen 
Bemerkungen, da keine grenzüberschrei-
tenden Auswirkungen vorliegen.] 
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B KEINE BEDENKEN UND ANREGUNGEN DER BEHÖRDEN UND TRÄGER ÖF-
FENTLICHER BELANGE 

 

B.1 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB ALB Abfallwirtschaft 
(gemeinsames Schreiben vom 21.09.2021) 

B.2 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 320 Gesundheitsschutz 
(gemeinsames Schreiben vom 21.09.2021) 

B.3 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 470 Vermessung und Geoinformation 
(gemeinsames Schreiben vom 21.09.2021) 

B.4 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 540 Flurneuordnung 
(gemeinsames Schreiben vom 21.09.2021) 

B.5 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 580 Landwirtschaft 
(gemeinsames Schreiben vom 21.09.2021) 

B.6 Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald – FB 650/660 Untere Straßenverkehrsbehörde 
und Landkreis als Straßenbaulastträger 
(gemeinsames Schreiben vom 21.09.2021) 

B.7 Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 54.1 – 54.4 
(Schreiben vom 25.08.2021) 

B.8 Handelsverband Südbaden e.V. 
(Schreiben vom 23.09.2021) – keine weitere Beteiligung 

B.9 bnNETZE GmbH 
(Schreiben vom 23.08.2021) 

B.10 Vodafone BW GmbH 
(Schreiben vom 27.09.2021) 

B.11 Wasserstraßen- und Schifffahrtsamt Oberrhein 
(Schreiben vom 25.08.2021) 

B.12 Polizeipräsidium Freiburg – Sachbereich Verkehr 
(Schreiben vom 18.08.2021) 

B.13 Gemeindeverwaltungsverband Müllheim-Badenweiler – Untere Verkehrsbehörde 
(Schreiben vom 10.09.2021) 

B.14 Gemeinde Bad Bellingen 
(Schreiben vom 30.08.2021) 

B.15 Gemeinde Schliengen 
(Schreiben vom 23.08.2021) – keine weitere Beteiligung 

B.16 Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 21 Wirtschaft, Raumordnung, Bau-, Denkmal- und 
Gesundheitswesen 

B.17 Regierungspräsidium Freiburg – Abt. 5 Umwelt 

B.18 Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 46.2 Zivile Luftfahrtbehörde 

B.19 Regierungspräsidium Freiburg – Abt. 8 Forstdirektion 

B.20 Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 54.3 Industrie und Gewerbe 

B.21 Regierungspräsidium Freiburg – Ref. 56 Naturschutz und Landschaftspflege 

B.22 Regierungspräsidium Freiburg – Stabstelle für Grenzüberschreitende Zusammenarbeit 

B.23 Regierungspräsidium Stuttgart – Landesamt für Denkmalpflege 
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B.24 Handwerkskammer Freiburg 

B.25 Deutsche Telekom Technik GmbH 

B.26 Deutsch Bahn AG – DB Immobilien 

B.27 SWEG – Südwestdeutsche Verkehrs AG 

B.28 Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 

B.29 Die Autobahn GmbH 

B.30 Abwasserzweckverband Weilertal 

B.31 Vermögen und Bau Baden-Württemberg 

B.32 Mulhouse Alsace Agglomération 

B.33 Tourismusverein Neuenburg am Rhein 

B.34 Gemeinsamer Gutachterausschuss Markgräflerland-Breisgau 

B.35 Landesnaturschutzverbände LNV/BUND/NABU 

B.36 BUND e.V. 

B.37 Stadt Heitersheim 

B.38 Stadt Müllheim 

B.39 Gemeinde Auggen 

B.40 Gemeinde Badenweiler 

B.41 Gemeinde Buggingen 

B.42 Gemeinde Eschbach 
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